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1. Normativität (nur Regeln)



1. Normativität (keine Wiederholungen)



2. Normstufe (Legalitätsprinzip)

Art. 12 (Personal)
1 Die Dienstverhältnisse sind öffentlich-rechtlich.
2 Die Verwaltungskommission ist befugt, Richtlinien über die Anstellungsbedingungen zu

erlassen. Im Übrigen gilt die Verordnung über das Dienstverhältnis der Mitarbeitenden des

Kantons Graubünden (Personalverordnung).

Dienstrecht Psychiatrische Dienste GR (BGE 128 I 113 ff.)



2. Normstufe (Legalitätsprinzip)

Art. 36 Kostenpflicht
1 Die Behörden können für ihre Amtshandlungen den Beteiligten Kosten auferlegen.
2 Haben mehrere Beteiligte eine Amtshandlung gemeinsam verlangt oder veranlasst, haften

sie für die Kosten solidarisch, soweit die Behörde nichts anderes entscheidet.
3 Die Kosten gliedern sich in:

a) die Staatsgebühr, welche für die Beanspruchung der Behörde erhoben wird;

b) die Auslagen der Kanzlei für mit Amtshandlungen verbundene Ausfertigungen und

Mitteilungen;

c) die Barauslagen, die insbesondere Übersetzungskosten, Expertenhonorare und

andere durch das Verfahren verursachte Aufwendungen umfassen.

Art. 40 Bemessung
1 Der Rahmen für die Staatsgebühr beträgt Fr. 10.-- bis Fr. 20'000.--.

Die Höhe der Gebühren für Ausfertigungen und Mitteilungen sowie den Ersatz der

Barauslagen regelt die Regierung durch Verordnung.
2 Innerhalb des Gebührenrahmens ist die Staatsgebühr nach dem Umfang und der

Schwierigkeit der Sache sowie nach dem Interesse und der wirtschaftlichen

Leistungsfähigkeit des Gebührenpflichtigen zu bemessen.

Altes Gebührenrecht GR (BGE 123 I 248 ff.)



2. Normstufe (Mut zur Lücke)



2. Normstufe (Mut zur Lücke)



3. Geltungsbereich (Puzzle)

Gesetz A Gesetz C Gesetz D

Verfassung

Verordnungen

Gesetz B

Verfassungsverletzungen

Überschneidungen

Überflüssige Normen Lücken



3. Geltungsbereich (Puzzle)

Art. 1 BGÖ (Zweck und Gegenstand)

Dieses Gesetz soll die Transparenz über den Auftrag, die
Organisation und die Tätigkeit der Verwaltung fördern. Zu
diesem Zweck trägt es zur Information der Öffentlichkeit bei,
indem es den Zugang zu amtlichen Dokumenten gewährleistet.

Art. 2 BGÖ (Persönlicher Geltungsbereich)
1 Dieses Gesetz gilt für:

a. die Bundesverwaltung;

b. Organisationen und Personen des öffentlichen oder
privaten Rechts, die nicht der Bundesverwaltung ange-
hören, soweit sie Erlasse oder erstinstanzlich Verfügun-
gen im Sinn von Artikel 5 [VwVG] erlassen;

c. die Parlamentsdienste.

Geltungsbereich BGÖ



3. Geltungsbereich (Puzzle)

2 Das Gesetz gilt nicht für die Schweizerische Nationalbank
sowie die Eidgenössische Finanzmarktaufsicht.

3 Der Bundesrat kann weitere Einheiten der Bundesverwaltung
sowie weitere Organisationen und Personen, die nicht der
Bundesverwaltung angehören, vom Geltungsbereich aus-
nehmen, wenn:

a. dies für die Erfüllung der ihnen übertragenen Aufgaben
erforderlich ist;

b. deren Wettbewerbsfähigkeit durch die Unterstellung
unter dieses Gesetz beeinträchtigt würde; oder

c. die ihnen übertragenen Aufgaben von geringer Be-
deutung sind.

Geltungsbereich BGÖ



3. Geltungsbereich (Puzzle)

Art. 3 BGÖ (Sachlicher Geltungsbereich)

1 Dieses Gesetz gilt nicht für:

a. den Zugang zu amtlichen Dokumenten betreffend:

1. Zivilverfahren, 2. Strafverfahren, 3. Verfahren der
internationalen Rechts- und Amtshilfe, 4. inter-
nationale Verfahren zur Streitbeilegung, 5. Verfahren
der Staats- und Verwaltungsrechtspflege oder 6.
Schiedsverfahren;

b. die Einsichtnahme einer Partei in die Akten eines erst-
instanzlichen Verwaltungsverfahrens.

2 Der Zugang zu amtlichen Dokumenten, die persönliche Daten
der Gesuchstellerin oder des Gesuchstellers enthalten, richtet
sich nach dem [DSG].

Geltungsbereich BGÖ



3. Geltungsbereich (Puzzle)

Art. 4 BGÖ (Vorbehalt von Spezialbestimmungen)

Vorbehalten bleiben spezielle Bestimmungen anderer Bundes-
gesetze, die:

a. bestimmte Informationen als geheim bezeichnen; oder

b. von diesem Gesetz abweichende Voraussetzungen für
den Zugang zu bestimmten Informationen vorsehen.

Geltungsbereich BGÖ



3. Geltungsbereich (Puzzle)

Art. 5 BGÖ (Amtliche Dokumente)
1 Ein amtliches Dokument ist jede Information, die:

a. auf einem beliebigen Informationsträger aufgezeichnet
ist;

b. sich im Besitz einer Behörde befindet, von der sie
stammt oder der sie mitgeteilt worden ist; und

c. die Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe betrifft.
2 Als amtliche Dokumente gelten auch solche, die durch einen
einfachen elektronischen Vorgang aus aufgezeichneten
Informationen erstellt werden können, welche die Anfor-
derungen nach Absatz 1 Buchstaben b und c erfüllen.
3 Nicht als amtliche Dokumente gelten Dokumente, die:

a. durch eine Behörde kommerziell genutzt werden;

b. nicht fertig gestellt sind; oder

c. zum persönlichen Gebrauch bestimmt sind.

Geltungsbereich BGÖ



4. Übergangsrecht (keine Abkürzungen)

Aufgehobene Bestimmungen auf der gleichen Normstufe 

müssen einzeln genannt werden.



4. Übergangsrecht (an alles denken)

"Die Erarbeitung [von]
Schluss- und Übergangs-
bestimmungen gehört zu
den anspruchsvollsten Auf-
gaben im Bereich der
Rechtssetzung. Für ihre Er-
füllung ist deshalb genügend
Zeit und hochqualifiziertes
Personal einzusetzen."

Georg Müller (2006), N 340



4. Übergangsrecht (an alles denken)

"Checkliste" Übergangsrecht

- Verfügungen, Verwaltungsrechtliche Verträge, Wohlerworbene

Rechte, Zivilrechtliche Rechtsverhältnisse

- Laufende Verfahren

- Fristen

Was ist zu regeln?

- Dispositionen aufgrund des alten Rechts
(→ Anspruch auf angemessene Übergangslösung in Ausnahmefällen)

- Vorkehrungen der Privaten unter altem, günstigeren Recht

An welches Verhalten ist zu denken?



5. Sprache (Stringenz)

BV



5. Sprache (Schreiben für die Ewigkeit)
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5. Sprache (Schreiben für die Ewigkeit)



5. Sprache (Schreiben für die Ewigkeit)
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5. Sprache (aber nicht zu volkstümlich)


